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ist eine Mischungausrechten
think tanks, "strategischen"
und "nationalen" Interessen
sowie das Ergebnis der Tages-
politik. Bush und seine Bera-
ter haben eine Linie angekün-
digt, die auf einen Konfronta-
tionskurs mit ChinaundRuss-
land, wahrscheinlich auch
mit Westeuropa hinauslaufen
könnte. Mit der berühmt−
berüchtigten "National Missi-
le Defence" (NMD) wird der
Reagan'sche "Krieg der Ster-
ne" wieder aus der Schublade
geholt. Das Projekt wird Milli-
arden zusätzlicher Dollars in
den Rachen der Rüstungsin-
dustrie schaufeln. Dem Bür-
gerkriegsland Kolumbien, in
dem US−Erdölkonzerne ihren
Interessen nachgehen wollen,
steht unter dem Deckmantel
"Drogenkrieg" Schli mmeres
bevor als während der Clin-
ton−Regierung.
Sozialpolitische Aufgaben,

solautet die Deviseder neuen
Regierung, sollten in größe-
remStil von religiösen Grup-

pierungen übernommen wer-
den. Bushkündigtean, infünf
Ministerien sowie i m Weißen
Haus Koordinierungsbüros
einzurichten, aus denen her-
aus Wohltätigkeitsorganisa-
tionen bei sozialen Akti-
vitäten unterstützt werden
sollen. Bush−Berater spielten
die religiösen Prinzipien die-
ser Organisationen herunter
und behaupteten, es handele
sich um die Stärkung der
"communities" und der "Zivil-
gesellschaft".
Wie die neue Regierung die

US−Verfassung, in der die
strikte Trennung zwischen
Religion und Staat festge-
schrieben ist, umgehen will,
steht schonfest. Sosoll, statt
direkter Überweisungen aus
der Staatskasse an die jewei-
lige konfessionelle Organisa-
tion, ein privatwirtschaftli-
cher Fonds eingerichtet wer-
den. Zudemwill Bush"Ameri-
Corps", eine US−Freiwilligen-
organisation i m In− und
Ausland, ausbauen. "Ameri-

USANACH DEMWECHSEL

Jubel i mrechten Lager
Dieinnenpolitischen

Vorstellungen
desneuen

US−Präsidenten
George Bush nehmen

erste Formen an:
Sozialarbeit wirdvon
religiösen Wohltätig-
keitsorganisationen

übernommen,
Privatisierungi m

Bildungswesen und
ein echter Hardliner
alsJustizminister.

Der Rechtsaußenflügel
ist begeistert.

Kaumzwei Wocheni mAmt,
und schon liegen die ersten
umfassenden Entwürfe vor,
die George Bush i m Wahl-
kampf in das Mäntelchen
"mitfühlender Konservatis-
mus" ("compassionate con-
servatism") gepackt hatte.
Jetzt allerdings lassen seine
Projekte eher auf einen kom-
promisslosen Kurs der Regie-
rung Bushschließen.

Ein Kurs, der sich nur allzu
deutlich in der Wahl des Re-
gierungsteams niederschlägt:
Entgegen dem Versprechen,
als"uniter", nicht als"divider"
aufzutreten, undseinKabinett
parteiübergreifend und ver-
söhnungsorientiert zu gestal-
ten, hat George W. Bushdie15
Posten fast ausnahmslos mit

knallharten Rechtsauslegern
besetzt. Zumersten Mal seit
1952kontrollierenausschließ-
lich Republikaner das Weiße
Haus und die beiden Kam-
mern des US−Kongress. Der
Rechtsaußenflügel der kon-
servativen Republikaner ist
seitdemhellauf begeistert.

DazugebendieerstenKost-
proben von Regierungsaktio-
nen auchreichlich Anlass: So
werdenzumBeispiel allen US−
Organisationen, die i m Aus-
land arbeiten und die sich
nicht gegen das Abtreibungs-
recht aussprechen, die Mittel
gestrichen. Auf einem der
größtenundschönstenNatur-
schutzgebiete der Welt, dem
Arctic National Wildlife Refu-
ge, sollen Bohrtürmefür Erd-

öl und Erdgas entstehen.
Bush will wesentliche Um-
weltschutzmaßnahmen, die
Clinton per Dekret angeord-
net hatte, wieder rückgängig
machen.

Sozialpolitik: Ein Jobfür
die Kirche
Außenpolitisch scheint der

Beraterkreis umBush mit sei-
nen Politikvorstellungen i m-
mer noch in der Denkweise
des Kalten Krieges behei ma-
tet. Da mögen die moderaten
Verlautbarungen des Außen-
ministers Colin Powell noch
so zurückhaltend, ja fast
vernünftig klingen. Es ist je-
doch nicht Powell, der US−
Außenpolitik formuliert. Es

Vergeblicher Protest gegen neuenJustizminister: Patricia Ireland, Präsidentin der"National Organizationfor Women", aufeiner
Demonstration am31. Januar 2001. (Foto: epa)

dossier4

ABTREIBUNG

Lebensschützer können auf
BushzählenGleichzu Beginnseiner

Amtszeit macht George
W. Bushklar: Das Recht

auf Abtreibung wird
eingeschränkt werden.

Die Sektgläser der Inaugu-
rationsfeiern waren noch
nicht gespült, da schritt der
umständlich gewählte Präsi-
dent bereits zu konkreten Ta-
ten: Mit der Finanzierung von
Organisationen i m Ausland,
die Abtreibungennicht grund-
sätzlich ablehnen, ist künftig
Schluss. Mit dem Erlass
machte Bush die von seinem
Vorgänger William Clinton
freigegebenen 425 Millionen
Dollar für Entwicklungspro-
gramme, die Abtreibung als
legiti m behandeln, rückgän-
gig und setzte eine Regelung
wieder in Kraft, die unter Ro-
nald Reagan und Bushs Vater
gültig war. Bush setzte noch
eins drauf: Er schickte einer
Demonstration von rund
25.000 Abtreibungsgegnern
("Abtreibung ist Mord") in
Washington eine Sympathie-
botschaft. Mit ihnen wolle er
sich dafür einsetzen, dass "je-
des Kind i m Leben willkom-
men ist und gesetzlich ge-
schützt wird", hieß es in der
Erklärung, und: "Uns vereint
eingroßes Ziel".

Grußbotschaft an
AbtreibungsgegnerInnen
Die US−Entwicklungspro-

gramme für Familienplanung
undSchwangerenberatungi m
Auslandsind, gemessenanih-
rer Summe, eher klein. Siesol-
lennicht eingefroren, sondern
nur an genehmere Organisa-
tionen "umgeleitet" werden.
Doch Bushs Verfügung, die
quasi seine erste Amtshand-
lung darstellt, ist ein politi-
sches Signal. Der neue ameri-

kanische Präsident verkünde-
te seine Entscheidung ausge-
rechnet am28. Jahrestag des
Urteilsi mFall "Roegegen Wa-
de". IndiesemUrteil hatte der
Oberste Gerichtshof festge-
legt, dass die Entscheidung
über einenSchwangerschafts-
abbruch bei der Frau liegt.
Mit der Maßnahme be-
schwört die neue Rechtsre-
gierung bewusst eine Ab-
treibungsdebatte herauf,

mit dem Ziel, ihre rechten
und christlich−fundamentalis-
tischen Anhänger bei der
Stangezuhalten. Für viele Ab-
treibungsgegner geht Bush
freilichnochnicht weit genug.
Sie verweisen darauf, dass er
in sein Kabinett auch Abtrei-
bungsbefürworter wie Außen-
minister Powell oder Energie-
ministerin Whitman aufge-
nommen hat. Selbst First La-
dy Bush äußerte vor wenigen

Tagen i mFernsehen, das Ab-
treibungsrecht beibehaltenzu
wollen. Dennochhat die wohl-
organisierte extreme Rechte
einen ersten Punktsieg er-
rungen.

Enttäuscht bis entsetzt wa-
ren US−Frauenorganisationen,
die in ihrer großen Mehrheit
den Demokraten nahestehen.
Gloria Feldt, Vorsitzende der
Organisation "Planned Paren-
thood", vergleichbar mit der
deutschen "Pro Familia", er-
klärte, sie habe gehofft, Bush
würde die angekündigte Ent-
scheidung nicht treffen. Die
Präsidentin der "National Or-
ganization for Women",
Patricia Ireland, bezeichnete
Bushs Maßnahme als "direkte
Bedrohung der Gesundheit
und des Lebens von Frauen

weltweit und ein schli mmes
Omen".
Bush habe "die moderate

Maske, die er i m Wahlkampf
trug, fallen gelassen." Weitere
Vertreterinnen von Frauenor-
ganisationen kündigten an,
gegendie Rücknahmehart er-
kämpfter Rechte Widerstand
zu organisieren. Dafür, dass
Bush und seine Verbündeten
ihren strammen Rechtskurs
weiterfahren können, wird
auchInnenminister John Ash-
croft sorgen. Er gilt als mili-
tanter Abtreibungsgegner.
Ashcroft könnte das Abtrei-
bungsrecht sogarganzkippen
− zusammen mit Bush, wenn
dieser neue Richter für das
Oberste Gericht ernennt.

MaxBoehnel

MaxBoehnel istfreier
Journalist undlebt in

NewYork.
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Corps" umwirbt zumBeispiel
reiche und gelangweilte Ame-
rikaner mit der Aussicht, Ur-
laub und gutes Gewissen mit-
einander in Einklang zu brin-
gen: "Englisch lehren in Gha-
na, Meeresschildkröten ret-
ten, Waisenkindern in Rumä-
nien helfen oder Dinosaurier-
knochenausgraben", heißt es
in der Internet−Werbebro-
schüre. Wo die Wohltätigkeit
der neuen US−Regierung in
Wirklichkeit behei matet ist,
darauf lieferndie Biographien
der von Bush ernannten Pro-
gramm−Verantwortlichen ei-
nen Hinweis. John Dilulio war
einer der Ideologen der Ge-
fängnisindustrie und Mitar-
beiter am CIA−gesponserten
"ManhattanInstitute".

Die "faith based initiative"
zog bislang nur verhaltene
Kritik nach sich. So protes-
tierten wenigeliberale christ-
liche und jüdische Organi-
sationen, die auf der Tren-
nung von Staat und Religion
beharren. Und die amerika-
nische Bürgerrechtsvereini-
gung warnte, die neue Politik
sei ein "Rezept für Diskri mi-
nierung". So könne zukünf-
tig zum Beispiel "eine ka-
tholische Kirchengemeinde,
die öffentliche Mittel für ein
Alphabetisierungsprogramm
erhält, jederzeit eine unver-
heiratete Lehrerin entlassen,
wenn sie schwanger wird."
Der Vorsitzende der demokra-
tischen Minderheit i mReprä-
sentantenhaus zeigte sich da-
gegen an der Bush−Initiative
"interessiert". In welcher
Form das Programm umge-
setzt wird, hängt letztendlich
von den politischen deals
zwischen Demokraten und
Republikanern im US−Kon-
gress ab.

Staatliche geförderte
Leistung
Weitere Elemente seines

"mitfühlenden Konservatis-
mus" hatte Bush schon eine
Wochezuvor konkretisiert. So
hatte er die Themen Steuern
und Bildungzu Prioritätener-
klärt. I m Steuerbereich hatte
es offenbar eine Abmachung
hinter verschlossenen Türen
gegeben. Notenbankchef Alan
Greenspan trat vor einer Wo-
che mit der überraschenden
Äußerung an die Öffentlich-
keit, die Zentralbank befür-
worte Steuersenkungen. Da-
mit verabschiedete sich
Greenspan zum ersten Mal
seit Jahren öffentlich von sei-
ner Position, dem Schulden-
abbau müsse Priorität ein-
geräumt werden. Und er gab
den Steuersenkungsvorschlä-
gen Bushs − sie waren im
Wahlkampf vonden Demokra-
ten als "Steuergeschenke für
die reiche Oberschicht" kriti-
siert worden − grünes Licht.
Dennochäußertesichder No-
tenbankchef zu Bushs Planei-
ner Senkung von 1,6 Billionen
Dollar über zehn Jahre nicht.
Am Dienstag revanchierte
sich Bush bei Greenspan mit
der Äußerung, er werde sich

seinerseits nicht in die Poli-
tik der Zentralbank einmi-
schen.
Dass die neue US−Regie-

rung kein Porzellan zerschla-
genundihrenRechtskurs kei-
nesfalls gegen die Demokra-
teni mKongress weiterfahren
will, zeigen Bushs Vorschläge
i mBildungsbereich. Man wol-
le keine Kinder "zurücklas-
sen", lautet die Formel, und
eine "Erziehungsreform" her-
beiführen. Er wolle durchset-
zen, so Bush vor kurzem,
dass "jedes Kind bis zur drit-
ten Klasse lesen kann". Ein
ehrgeiziges Ziel. Denn rund
38 Prozent der amerikani-
schen Viertklässler können
keinen einfachen Text lesen.
64 Prozent der afroamerikani-
schenSchüler und60 Prozent
der Latino−Kinder liegen un-
ter demNiveau der einfachs-
ten Lese−, Schreib− und Re-
chenkenntnisse. Programme
zur Alphabetisierungja, aber
was ist mit den"zerbröckeln-
den Schulgebäuden und den
übervollen Klassen?", fragte
dazu die Tageszeitung "Chri-
stian Science Monitor" kri-
tisch. Bushs Antwort lautet
Schulreform und Privatisie-
rung. Im Mittelpunkt seiner
Vorschläge stehen die "vou-
chers", Steuergutscheine für
Eltern, die ihre Kinder nicht
ineineöffentliche, sondernin
eine Privatschule schicken
wollen. Gleichzeitig sollen
BushzufolgeSchulen, die"lei-
stungsfähigere" Resultate zei-
gen, aus staatlichen Mitteln
gefördert werden. Dieser Vor-
schlag geht den Demokraten
allerdings zu weit.
Etwas mühevoll und den-

noch erfolgreich verlief
Bushs Initiative, den christli-
chen Fundamentalisten John
Ashcroft zum Justizminister
zuernennen. Inder Geschich-
te der USAgab es keinen ein-
zigen Justizminister mit so
vielen Gegensti mmen. Der
Entscheidung waren heftige
politische Debatten voraus-

gegangen. Doch letztendlich
wolltensich die Republikaner
und ihr "front runner" Bush
offensichtlich mit einem
rechtsextremen Justizminis-
ter bei den Rechtsaußen−Lob-
bies und ihrer Rückende-
ckungfür Bushi mWahlkampf
revanchieren. Die Zeitschrift
"The Nation" berichtete,
schon im parteiinternen Vor-
wahlkampf des Frühjahrs
2000sei das Bush−Lager einen
"faustischen Handel" mit
den organisierten christli-
chenFundamentalisteneinge-
gangen.
Die ersten Warnungen vor

Ashcroft hatten säkulare
Gruppen und Frauenorganisa-
tionen ausgerufen. Der streng
gläubige Christ und fanati-
sche Abtreibungsgegner ver-
stehe sich als konservativer
Soldat i mKulturkrieg für das
"roll back" des amerikani-
schen Liberalismus. So hatte
Ashcroft noch 1998 in der
Zeitschrift "Human Events"
gesagt, er würde, falls er dazu
die Möglichkeit habe, "das in
der Verfassung verbriefte Le-
bensrecht jedes ungeborenen
Kindes anerkennen und jede
Abtreibung verbieten, außer,
wenn das Leben der Mutter
bedroht ist". Ashcroft machte
außerdem deutlich, dass er
vergewaltigte Frauen zur
Geburt zwingen und sogar
Verhütungsmittel verbieten
würde.

Rechter Justizminister
als Dankeschön
Afroamerikanische und his-

panische Bürgerrechtler ver-
wiesen auf Ashcrofts rassisti-
sche Gesinnung. In einemIn-
terview mit der separatisti-
schen Südstaatler−Zeitschrift
"Southern Partisan" hatte
Ashcroft 1998 die Geschichte
der Konföderierten und ihrer
Symbole− und damit das Fun-
dament der amerikanischen
Wirtschaft, das Sklavenhalter-
system − gerechtfertigt. Ein

Jahr später ließsich Ashcroft
in South Carolina von der
"Bob Jones"−Universität eh-
ren, wo Schwarze und Weiße
bis vergangenes Jahr keine
Beziehungen eingehen durf-
ten. Wo Ashcroft zumThema
Gleichberechtigung steht, be-
wies ein weiterer Fall aus dem
Staat Missouri. Ashcroft lehn-
te die Ernennung von Ronnie
White zumBundesrichter ab.
White, ein Afroamerikaner,
tendiere "schwer zu Kri minel-
len" und zeige "schlechte
Leistungen bei der Todes-
strafe", hatte Ashcroft seine
Ablehnung begründet. Der
58−jährige ist selbstredend
ein grundsätzlicher Befür-
worter der Todesstrafe und
lehnt darüberhinaus jegliche
Beschränkung des Waffentra-
gens ab.
Auch der Gewerkschafts-

bund AFL−CIO mobilisierte,
wenn auch nur in Form von
Protestschreiben, gegen Ash-
croft. Bei Absti mmungen im
US−Kongress hatte der Ex−Se-
nator jedes Mal gegen Ge-
werkschafts− und Arbeitneh-
merinteressen gesti mmt. Bei
der berüchtigten Sozialhilfe−
und Wohlfahrtsreform von
1996 unter der Clinton−Regie-
rung etwa war Ashcroft der
Autor eines Abschnittes, der
religiösen Gruppierungen die
Ausübung öffentlicher Diens-
te erlaubt. Und nicht zuletzt
machte Ashcroft i mmer wie-
der als Schwulen−Gegner von
sich reden. Massiv wandte er
sichgegendie Ernennungvon
James Hormel zum US−Bot-
schafter in Luxemburg. Hor-
mels "Lebensstil" erschien
Ashcroft "beleidigend".

MaxBoehnel

GrundzumJubeln. Ari Fleischer, neuerSprecher des Weißen Hauses, erklärt der Presse den
ersten Bush−Akt: Künftigwerden US−Organisationen, dieimAuslandarbeiten unddiesich nicht
gegen das Abtreibungsrecht aussprechen, die Mittel gestrichen. (Foto: epa)

Ministère des
Travaux Publics
Administration des Ponts et
Chaussées
Division des Services
Régionaux
Service Régional de
Diekirch− Vianden
Commune de Bastendorf

Avisd'adjudica-
tion publique
Le mercredi 28février 2001, à
10:00 heures, il sera procédé
au bâti ment des Ponts et
Chaussées à L−9280 Diekirch,
1, rue de Stavelot (tél: 80 32
25), àl'ouverture des soumis-
sions concernant les travaux
suivants
1.− Objet destravaux:
Redressement duCR353à
l'entréeet àlasortie de
Bastendorf
P.K. 1,100- 1,880et 2,240-
2,460 avecrenforcement
et renouvellement partiel
delaconduite d'eau.

2.− Enverguredestravaux:
Chaussée: 6.000 m2;
Concassés HF0/50:
16.000to;
Conduite d'eauenfonte-
ductile DN100: 2125 m‘

3. − Duréeprévisible des
travaux: 290jours
ouvrables. (200jours pour
chaussée; 90jours pourla
conduite d'eau).

4. − Début prévisible des
travaux: avril 2001.
Lavisite deslieuxsefera
le mercredi 14février 2001
à15.00 heures
Rendez- vous: près du
cimetièreà Bastendorf

Les bordereaux et cahiers
spéciaux des charges peu-
vent être retirés audit bâti-
ment les jours ouvrables de
8 à12 heures.
Les offres sont à remettre
avant les jours et heures
fixés ci−dessus à Monsieur le
préposé du service régional
de Diekirch - Vianden à
L−9280 Diekirch, 1, rue de Sta-
velot conformément aux dis-
positions de l'article 29 du
règlement grand-ducal du 2
janvier 1989 portant instituti-
on d'un cahier général des
charges applicable aux
marchés publics de travaux

et de fournitures pour comp-
te de l'Etat ainsi que de l'ar-
ticle 42 du règlement grand−
ducal du 10 janvier 1989 por-
tant exécution du chapitre 2
delaloi du 04 avril 1974 con-
cernant le régi me des mar-
chés pour compte des com-
munes.
L'administrationcommunale de

Bastendorf
La Ministre des TravauxPublics

Erna−Hennicot−Schoepges

Ministère des
TravauxPublics
Administration des
Bâti ments Publics
Division des Services
Spéciaux

Avis
d'adjudication
Le vendredi 2 mars 2001 à
10:00 heuresdu matin, il sera
procédé aux bureaux de l'ad-
ministration des Bâti ments
publics, 10, rue duSt. Esprit à
Luxembourg, àl'ouverture de
lasoumissionconcernant
les travaux de chauffage et
deventilation
dans l'intérêt de la rénova-
tiondelaVillaLouvigny- Mi-
nistèredelaSanté
Envergure del'objet:
Éliminationetreconstruc-
tionde2réservoirs de
20.000l,
Collecteursprincipauxet
régulation, 1 groupede
ventilation+ 10clapets
coupe-feu.

Les travaux sont adjugés en
bloc àprixunitaires.
Le début des travaux est
prévupourfinjuin2001.
La durée des travaux est de
30jours ouvrables
Les amateurs sont tenus
d'introduire leur candidature
écrite au moins 1 jour
ouvrable avant de retirer le
dossier desoumissionà
l'Administrationdes
Bâti ments publics
"Soumissions"
Boîte Postale 112
L-2011 Luxembourg
Télécopieur: 46 19 19- 323

Les plans, cahiers de charges
et bordereaux de soumission
sont àla disposition des can-
didats à l'adresse de l'admi-
nistration au plutôt lejeudi 8
février2001.
Les offres qui sont établies
sur des bordereaux qui n'ont
pas été retirés à l'adresse in-
diquée ci-avant ne sont pas
prises enconsidération.
Les pièces conformes aux
prescriptions des articles 28
et 29 du règlement grand-du-
cal du 2 janvier 1989 et por-
tant l'inscription: "Soumis-
sion pour les travaux....etc."
doivent se trouver aux bu-
reaux de l'administration des
Bâti ments publics, 10, rue du
St. Esprit à Luxembourg,
avant l'heure fixée pour l'ou-
verture.

Luxembourg, le 5février 2001
La Ministre des TravauxPublics

Erna Hennicot-Schoepges

A v i s


